
Stellungnahme von Digital Health Germany e.V. zum Referentenentwurf des 
Bundesministeriums für Gesundheit, hier: Entwurf eines Gesetzes zur Stabilisierung der 
Beitragssätze in der gesetzlichen Krankenversicherung 

I. Ausgangslage 

Die finanzielle Situation der gesetzlichen Krankenversicherung ist strukturell angespannt. Bereits 
gegenwärtig bestehen erhebliche Defizite sowie eine wachsende Diskrepanz zwischen Einnahmen- und 
Ausgabenentwicklung, die sich perspektivisch weiter verschärfen wird . 
Vor diesem Hintergrund besteht ein zwingender Reformbedarf mit dem Ziel, die langfristige 
Finanzierbarkeit der GKV sicherzustellen und gleichzeitig die Versorgungsqualität zu verbessern. 

II. Zielsetzung 

Ziel der nachfolgenden Vorschläge ist die konsequente Ausrichtung des Gesundheitssystems auf: 

• eine effiziente Mittelverwendung, 
• eine deutliche Reduktion administrativer Aufwendungen, 
• eine Stärkung der Patientenversorgung, 
• sowie eine nachhaltige Stabilisierung der Beitragssätze. 

Leitprinzip ist hierbei: 
„Weniger Verwaltung – mehr Leistung am Patienten.“ 

III. Maßnahmenkatalog 

1. Stärkung digitaler Gesundheitsanwendungen und konsequente Nutzung von KI 

Die digitalen Gesundheitsanwendungen sind zu einem zentralen Bestandteil der Versorgung auszubauen. 
Eine Kürzung oder gar Einschränkung der Weiterentwicklungen in diesem, innovativen und 
versorgungswichtigen Bereich ist völlig abzulehnen. 

Der Einsatz von künstlicher Intelligenz ermöglicht die signifikante Verkürzung der Ausgabenvolumen im 
Bereich der Administration. Daher sind: 

• alle geeigneten Verwaltungsprozesse durch den Einsatz von Künstlicher Intelligenz (KI) zu 
automatisieren, 

• Doppel- und Mehrfachdokumentationen vollständig abzuschaffen, 
• sowie standardisierte digitale Schnittstellen verpflichtend einzuführen. 

Ziel ist eine massive Reduktion bürokratischer Belastungen für Leistungserbringer sowie 
eine signifikante Effizienzsteigerung. 

Darüber hinaus eröffnet der Einsatz von KI: 

• eine Verbesserung der Diagnostik durch datenbasierte Entscheidungsunterstützung, 
• eine frühzeitigere Erkennung von Erkrankungen, 
• sowie eine Optimierung von Therapieentscheidungen. 

 

2. Einnahmenseitige Stabilisierung durch Einbezug der Beamten 



Zur nachhaltigen Stärkung der Einnahmebasis ist eine strukturelle Erweiterung des Versichertenkreises 
erforderlich. 

Es wird daher vorgeschlagen: 

• den Einbezug der Beamten in die solidarische Finanzierung der gesetzlichen 
Krankenversicherung, 

• orientiert am Modell der Republik Österreich. 

Hierdurch ergibt sich: 

• eine signifikante Ausweitung der Beitragsbasis, 
• eine Verbesserung der Verteilungsgerechtigkeit, 
• sowie eine Entlastung der bisherigen Beitragszahler. 

3. Vollständige Abschaffung von Werbeausgaben der Krankenkassen 

Angesichts des faktisch nicht vorhandenen Wettbewerbs im System der gesetzlichen 
Krankenversicherung ist festzustellen: 

• Werbeausgaben erfüllen keinen medizinischen oder versorgungsrelevanten Zweck. 

Daher sind: 

• die Werbeausgaben der gesetzlichen Krankenkassen auf 0 Euro festzusetzen. 

Die freiwerdenden Mittel sind ausschließlich der Versorgung der Versicherten zuzuführen. 

4. Radikale Reduktion der Verwaltungskosten 

Die Verwaltungskosten der gesetzlichen Krankenkassen sind: 

• auf das Niveau des Jahres 1990 zurückzuführen. 

Hierzu sind insbesondere: 

• Verwaltungsstrukturen zu verschlanken, 
• redundante Organisationseinheiten aufzulösen, 
• sowie Digitalisierungs- und Automatisierungspotenziale konsequent zu nutzen. 

5. Zweckbindung der Beiträge 

Zur Sicherstellung einer patientenorientierten Mittelverwendung wird festgelegt: 

• Mindestens 80 % der Beitragseinnahmen sind verpflichtend für Leistungsausgaben zu 
verwenden. 

Dies gewährleistet eine klare Priorisierung der medizinischen Versorgung gegenüber administrativen 
Aufwendungen. 

6. Auflösung nicht evidenzbasierter Strukturen 

Institute und Einrichtungen, deren Tätigkeit: 



• keinen nachweisbaren Beitrag zur Verbesserung der Versorgung leisten, 

sind: 

• aufzulösen bzw. in bestehende Strukturen zu integrieren. 

Dies betrifft insbesondere Strukturen ohne klare evidenzbasierte Wirkung. 

7. Stärkung der Eigenverantwortung 

Zur Sicherstellung eines nachhaltigen und solidarischen Systems ist festzustellen: 

• Leistungen der Solidargemeinschaft dürfen nicht unbegrenzt für vermeidbare, 
selbstverschuldete Erkrankungen in Anspruch genommen werden. 

Daher ist zu prüfen: 

• inwieweit bei eindeutig selbstverschuldeten Erkrankungen eine Leistungseinschränkung 
oder Kostenbeteiligung eingeführt werden kann. 

IV. Gesamtbewertung 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen tragen in ihrer Gesamtheit dazu bei: 

• die Ausgabendynamik nachhaltig zu begrenzen, 
• die Einnahmebasis strukturell zu stärken, 
• die Effizienz des Systems signifikant zu erhöhen, 
• sowie die Versorgungsqualität für die Patientinnen und Patienten zu verbessern. 

Damit wird ein wesentlicher Beitrag zur Lösung der bestehenden strukturellen Finanzierungsprobleme 
der GKV geleistet, die bereits heute zu erheblichen Defiziten führen . 

V. Schlussbemerkung 

Die gesetzliche Krankenversicherung bedarf keiner weiteren Ausweitung administrativer Strukturen, 
sondern einer konsequenten Rückbesinnung auf ihren originären Auftrag: 

Die bestmögliche Versorgung der Versicherten. 

Hierfür ist ein tiefgreifender Strukturwandel erforderlich, der sich an Effizienz, Evidenz und Digitalisierung 
orientiert. 

 

 

 

Auf die einzelnen Änderungen und Paragraphen eingehend: 

Stellungnahme unter besonderer Berücksichtigung der einzelnen Änderungen des 
Referentenentwurfs (GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz) 

I. Einordnung des Referentenentwurfs 



Der vorliegende Entwurf verfolgt zutreffend das Ziel, die Ausgabendynamik der GKV zu begrenzen und die 
Beitragssätze zu stabilisieren. Die vorgesehenen Regelungen greifen insbesondere in die 
Bereiche Vergütungsentwicklung, Verwaltungskosten sowie Leistungsbegrenzung ein . 

Gleichwohl bleiben strukturelle Potenziale – insbesondere im Bereich Digitalisierung, KI-Nutzung und 
Verwaltungsabbau – bislang unzureichend ausgeschöpft. 

II. Stellungnahme zu einzelnen Regelungen (auszugsweise nach Paragraphen) 

1. § 2 SGB V (Leistungsgrundsatz) 

Die Neufassung betont zutreffend den Grundsatz der Wirtschaftlichkeit sowie den Stand der 
medizinischen Erkenntnisse. 

Bewertung: 

• sachgerecht, jedoch unzureichend konkretisiert. 

Ergänzungsvorschlag: 

• ausdrückliche Aufnahme digitaler und KI-gestützter Verfahren als Bestandteil des „allgemein 
anerkannten Standes der medizinischen Erkenntnisse“. 
→ Ziel: Verpflichtende Nutzung moderner Diagnostiksysteme. 

2. § 4 Abs. 5 SGB V (Begrenzung der Verwaltungsausgaben) 

Die vorgesehene Kopplung der Verwaltungsausgaben an die Grundlohnrate stellt einen ersten Schritt dar 
. 

Bewertung: 

• grundsätzlich zu begrüßen, jedoch nicht ausreichend ambitioniert. 

Forderung: 

• Rückführung der Verwaltungskosten auf das Niveau des Jahres 1990 (real, 
inflationsbereinigt). 

• Einführung verbindlicher Digitalisierungsquoten. 

Begründung: 

• bloße Dynamikbegrenzung konserviert ineffiziente Strukturen. 

3. § 4a SGB V (Werbeausgaben der Krankenkassen) 

Der Entwurf halbiert die Werbeausgaben . 

Bewertung: 

• nicht ausreichend. 

Forderung: 

• vollständige Abschaffung der Werbeausgaben (0 Euro). 



Begründung: 

• kein echter Wettbewerb im System der GKV, 
• Mittel sind vollständig der Versorgung zuzuführen. 

4. § 11 Abs. 6 SGB V (Zusatzleistungen, inkl. digitale Anwendungen) 

Digitale Gesundheitsanwendungen werden als Satzungsleistungen aufgeführt  

Bewertung: 

• grundsätzlich positiv, jedoch zu unverbindlich. 

Forderung: 

• Verpflichtender Ausbau digitaler Gesundheitsanwendungen, 
• Priorisierung evidenzbasierter digitaler und KI-gestützter Anwendungen, 
• Ausschluss nicht evidenzbasierter Leistungen. 

5. § 25 SGB V (Früherkennung) 

Die Überprüfung von Früherkennungsmaßnahmen wird vorgesehen  

Bewertung: 

• sinnvoll, jedoch ausbaufähig. 

Forderung: 

• Integration von KI-gestützten Screeningverfahren, 
• Nutzung von Versorgungsdaten zur risikoadaptierten Früherkennung. 

6. § 27b SGB V (Zweitmeinungsverfahren) 

Ausweitung und teilweise verpflichtende Zweitmeinung vor Eingriffen . 

Bewertung: 

• ausdrücklich zu begrüßen. 

Ergänzung: 

• Einbindung telemedizinischer und KI-gestützter Zweitmeinungssysteme. 

7. § 36 SGB V (Festbeträge für Hilfsmittel) 

Stärkung der Wirtschaftlichkeit durch Festbeträge . 

Bewertung: 

• sinnvoll, jedoch mit hohem Verwaltungsaufwand verbunden. 

Forderung: 



• vollständige Digitalisierung der Festbetragsverfahren, 
• Einsatz von KI zur Preis- und Marktanalyse. 

8. §§ 44c, 44d SGB V (Teilarbeitsunfähigkeit, Teilkrankengeld) 

Einführung flexibler Arbeitsmodelle bei Krankheit  

Bewertung: 

• grundsätzlich positiv. 

Ergänzung: 

• digitale Steuerung und Dokumentation, 
• KI-basierte Prognosemodelle zur Wiedereingliederung. 

9. § 47 SGB V (Krankengeld) 

Absenkung des Krankengeldniveaus. 

Bewertung: 

• fiskalisch nachvollziehbar, sozialpolitisch sensibel. 

Hinweis: 

• Einsparpotenziale sind primär in der Verwaltung und nicht bei den Versicherten zu realisieren. 

10. § 55 SGB V (Zahnersatz) 

Absenkung der Festzuschüsse . 

Bewertung: 

• kritisch. 

Begründung: 

• Belastung der Versicherten ohne strukturelle Effizienzgewinne. 

11. § 61 SGB V (Zuzahlungen) 

Erhöhung und Dynamisierung der Zuzahlungen . 

Bewertung: 

• nur nachrangig geeignet. 

Forderung: 

• Vorrang von Strukturreformen gegenüber Mehrbelastungen. 

 



12. Einnahmeseitige Maßnahmen (außerhalb einzelner Paragraphen) 

Der Entwurf sieht u. a. vor: 

• Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze, 
• Anpassung der Familienversicherung . 

Bewertung: 

• sinnvoll, jedoch nicht ausreichend. 

Forderung: 

• Einbezug der Beamten in die solidarische Finanzierung (Modell Österreich). 

III. Ergänzende strukturpolitische Forderungen (über den Entwurf hinaus) 

1. Deckelung der Verwaltungskosten auf historische Referenzwerte 
2. Mindestens 80 % der Beitragseinnahmen für Leistungsausgaben 
3. Auflösung nicht evidenzbasierter Institute und Strukturen 
4. Konsequente Nutzung von KI zur Entbürokratisierung und Diagnostik 
5. Stärkung der Eigenverantwortung bei vermeidbaren Erkrankungen 

IV. Gesamtbewertung 

Der Referentenentwurf enthält eine Vielzahl geeigneter Einzelmaßnahmen zur kurzfristigen Stabilisierung 
der Beitragssätze. 

Jedoch bleibt festzustellen: 

• Der Fokus liegt überwiegend auf Leistungskürzungen und Belastungen der Versicherten, 
• während strukturelle Effizienzpotenziale, insbesondere durch Digitalisierung und KI, nicht 

hinreichend ausgeschöpft werden. 

V. Schlussfolgerung 

Der Gesetzentwurf bedarf einer grundlegenden Nachschärfung mit dem Ziel: 

Systemische Effizienzsteigerung vor Leistungskürzung. 

Insbesondere sind: 

• Digitalisierung und KI verbindlich zu verankern, 
• Verwaltungskosten drastisch zu senken, 
• und die Einnahmebasis durch strukturelle Reformen zu verbreitern. 

Nur unter diesen Voraussetzungen kann eine nachhaltige Stabilisierung der gesetzlichen 
Krankenversicherung erreicht werden. 

 


